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Einkommensrunde 2021

Landesdienst: Polizei und Verwaltung protestieren

Die Beschiftigten des 6ffentlichen Dienstes der Lander setzen ihre Proteste fiir hdhere Einkom-
men fort. Aktionsschwerpunkte sind in dieser Woche die Polizei und die Verwaltung.

Am 19. Oktober 2021 beteiligten sich Mitglie-
der der Deutschen Polizeigewerkschaft
(DPoIG) bundesweit an Gber 20 Standorten an
den Aktionen. In Berlin machte dbb Tarifchef
Volker Geyer deutlich: ,Die Kolleginnen und
Kollegen haben genug von der Selbstverstand-
lichkeit, mit der die Arbeitgeber davon ausge-
hen, dass die Polizeibeschaftigten Tag und
Nacht vollen Einsatz bringen und dabei immer
mehr Plusstunden anhaufen. Unsere Kollegin-
nen und Kollegen zeigen heute bundesweit,
dass sie sich das nicht langer gefallen lassen.
Jetzt mlssen Taten der Arbeitgeber folgen!*

Die konstant hohe Belastung der Beschaftigten
misse durch ordentliche Entgelterhdhungen
ausgeglichen werden. ,Mit der Aussicht auf
Uberlastung und zu geringe Bezahlung kann
der dringend notwendige Nachwuchs namlich
nicht gewonnen werden. Die jungen Leute ent-
scheiden sich dann einfach fir andere Arbeit-
geber”, unterstrich Geyer. Die Beschaftigten
machten auRerdem deutlich, dass sie die Ge-
genforderung der Tarifgemeinschaft deutscher
Lander (TdL), Verschlechterungen bei der Ein-
gruppierung vorzunehmen, klar ablehnen.
Stattdessen misse in gutes Personal und zeit-
gemalie Ausstattung der Dienststellen inves-
tiert werden.

Edmund Schuler, Bundestarifbeauftragter der
DPolG (www.dpolg.de), erganzte: ,In dieser
Einkommensrunde mussen die Arbeitgeber lie-
fern. Die Beschéftigten erwarten zurecht, dass
die Polizei jetzt zukunftsfahig aufgestellt wird.
Die Personalausstattung muss sich dauerhaft
verbessern. Und wir missen eine Digitalisie-
rungsinitiative starten, damit die Polizeibehor-
den nicht den Anschluss verlieren.*

Am 21. Oktober 2021 zeigten dann bundesweit
Mitglieder der Deutschen Verwaltungs-Ge-
werkschaft (www.dvgbund.de) bei einem Akti-
onstag ihren Unmut Gber die TdL. Der DVG
Bundesvorsitzende Ulrich Stock sagte: ,Die Ar-
beitgeberseite mauert und will damit ihre Uber-
legenheit beweisen will.“ Die damit verkn(pfte
Botschaft, die Beschaftigten hatten geduldig zu
warten, bis die TDL zum Verhandeln bereit ist,
zeuge von geringem Respekt gegenliber dem
Tarifpartner. ,Ich warne allerdings davor, den
Bogen zu lberspannen. Unsere Geduld ist
schon bald am Ende. Wir erwarten beim
nachsten Zusammentreffen ein Angebot von
der TdL, das diesen Namen auch verdient.”

Bereits in der Vorwoche hatten verschiedene
Berufsgruppen solche Branchen-Aktionstage
durchgefihrt, um auf die Bedeutung ihrer Ar-
beit hinzuweisen — und die Probleme, die in
vielen Bereichen des o6ffentlichen Dienstes be-
stehen.

Hintergrund:

Die Gewerkschaften des 6ffentlichen Dienstes
fordern fir die Beschaftigten der Lander unter
anderem eine Erhéhung der Tabellenentgelte
der Beschaftigten um 5 Prozent, mindestens
um 150 Euro monatlich (im Gesundheitswesen
mindestens 300 Euro) sowie eine Erhéhung
der Azubi-/Studierenden/Praktikantinnen/Prak-
tikanten-Entgelte um 100 Euro. Von den Ver-
handlungen betroffen sind etwa 3,5 Millionen
Beschéftigte: Direkt ca. 1,1 Millionen Tarifbe-
schaftigte der Bundeslander (auf3er Hessen,
das eigene Verhandlungen fiihrt), indirekt ca.
1,4 Millionen Beamtinnen und Beamte der ent-
sprechenden Lander und Kommunen. Die
zweite und dritte Verhandlungsrunde finden
am 1./2. November 2021 und am 27./28. No-
vember 2021 in Potsdam statt.
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Einkommensrunde 2021

Hessen: Tarifabschluss fiir den offentlichen Dienst

Der dbb und das Land Hessen haben sich auf einen Tarifabschluss geeinigt. Damit steigen die
Einkommen um insgesamt mehr als 4 Prozent. Das Land wird auBerdem ein modernerer Arbeit-

geber.

.Insgesamt ist das mit Blick auf die Einkom-
men ein sehr ordentlicher Kompromiss®, sagte
dbb Tarifchef und Verhandlungsfuhrer Volker
Geyer nach der Einigung am 15. Oktober
2021. ,Die eigentliche Starke bei diesem Tarif-
abschluss liegt aber in den zahlreichen struktu-
rellen Verbesserungen, die den 6ffentlichen
Dienst auf allen Ebenen attraktiver fir Nach-
wuchs- und Fachkrafte machen und damit
neue Perspektiven schaffen.“ Konkret steigen
die Einkommen zum 1. August 2022 um 2,2
Prozent und ein Jahr spater nochmal um 1,8
Prozent (mindestens aber 65 Euro). Auszubil-
dende erhalten zu diesen Zeitpunkten jeweils
35 Euro mehr. Fir ihre Leistung erhalten die
Beschaftigten aullerdem in diesem und im
nachsten Jahr jeweils eine Sonderzahlung in
Hohe von 500 Euro (steuer- und abgabenfrei;
Auszubildende: 250 Euro). Die Laufzeit des
Tarifvertrages betragt 28 Monate.

Zu den strukturellen Neuheiten gehort unter
anderem ein verbindlicher Anspruch der Be-
schéaftigten auf Qualifizierung. Die Mdglichkei-
ten flr mobiles Arbeiten werden ausgebaut
und erste Optionen zur Umwandlung von Ent-
gelt in Freizeit geschaffen. Flr eine verbes-
serte Familienfreundlichkeit gibt es kunftig ei-
nen Anspruch auf Freistellung von 20 Prozent
der Arbeitszeit in den ersten 8 Wochen nach
der Geburt eines Kindes fur den nicht-gebéaren-

Ideencampus ,Extrem menschlich®

den Elternteil. Auszubildende mit der Ab-
schlussnote ,Befriedigend” oder besser wer-
den unbefristet Gibernommen. Eingeflihrt wer-
den zudem beschleunigte Aufstiegsmaoglichkei-
ten flr neu eingestellte Beschaftigte (neue Ent-
geltstufen 1a und 1b), insbesondere fir selbst
ausgebildete Nachwuchskrafte (zukiinftig
Ubernahme in Entgeltstufe 2). Fir Fiihrungs-
krafte wurden zusatzliche Entwicklungsmég-
lichkeiten geschaffen (Einfuhrung Entgelt-
gruppe 16). Die 2017 eingefuhrten Regelungen
zum ,Landesticket” fiir den Offentlichen Perso-
nennahverkehr werden verlangert.

,Neben dem sehr respektablen Tarifabschluss
ist fir uns von entscheidender Bedeutung,
dass die linearen Erhéhungsschritte in den
kommenden beiden Jahren auf die Besoldung
und Versorgung ubertragen werden und die
Beamtinnen und Beamten auch die verdienten
Sonderzahlungen bekommen. Das hat uns In-
nenminister Peter Beuth heute fest zugesagt®,
sagte Heini Schmitt, der Vorsitzende des dbb
Hessen. ,Insgesamt haben wir damit zwar
nicht alle unsere Ziele erreicht, aber flr die
heutigen und zukilnftigen Beschaftigten im
hessischen Landesdienst doch sehr deutliche
Verbesserungen erzielt.*

Die Details zum Tarifabschluss gibt es unter
www.dbb.de/einkommensrunde.

Entschlossen gegen staatsfeindliche Tendenzen vorgehen

Der dbb und die dbb jugend fordern mehr Engagement im Kampf gegen extremistische Tenden-
zen in Staat und Gesellschaft. Wirkungsvolle Pravention muss bei der politischen Bildung an-

setzen.

,Die Meinungsfreiheit ist ein hohes Gut, das es
mit allen Mitteln zu verteidigen gilt. Doch wer
mit extremistischen AuRerungen und Taten un-
sere freiheitlich demokratische Grundordnung
in Frage stellt, ist im &ffentlichen Dienst fehl
am Platz“, betonte dbb Chef Ulrich Silberbach
zum Auftakt des dbb jugend Ideencampus

»Extrem menschlich“ am 21. Oktober 2021 in
Berlin. Gerade der 6ffentliche Dienst als grof3-
ter Arbeitgeber Deutschlands misse eine Vor-
reiterrolle hinsichtlich Eindd@mmung und Be-
kampfung demokratiefeindlicher Tendenzen
Ubernehmen. ,Die Dienstherren und Arbeitge-
benden missen die Rahmenbedingungen fir
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wirksame Extremismuspravention schaffen.
Das erwarten die Kolleginnen und Kollegen®,
machte Silberbach deutlich.

Zu Verantwortung gehore aber auch, Extremis-
mus als gesamtgesellschaftliches Problem an-
zuerkennen. ,Im Zeitalter von ,hate speech’
und ,fake news' brauchen wir eine sachliche
und fundierte Auseinandersetzung mit dem
Thema Extremismus. Umso wichtiger ist es,
genau hinzusehen und Uber die Gefahren auf-
zuklaren, die von extremistischen Strdomungen
und ihren Akteurinnen und Akteuren fir unser
gesellschaftliches Zusammenleben ausgehen®,
so der dbb Chef.

Auch dbb jugend Vorsitzende Karoline Herr-
mann zeigte sich besorgt angesichts zuneh-
mender extremistischer Gewalttaten. ,In sei-
nem Jahresbericht hatte das Bundesamt fir
Verfassungsschutz bereits im Sommer ein-
drucksvoll aufgezeigt, wie rasant sich Extre-
mismus im Schatten der Pandemie entwickelt
hat — und welche Krafte weiterhin die Demo-
kratie in Deutschland bedrohen. Von der kunfti-
gen Regierung erwarten wir, dass sie sich fur
eine solidarische Gesellschaft einsetzt — und
zwar aus tiefster Uberzeugung. Extremismus —
egal welchen Ursprungs — schadet uns allen.

Deshalb missen wir jeglicher extremistischen
Tendenz den Nahrboden nehmen.”

Dafir sei es notwendig, neben der Starkung
der sozialen Sicherungssysteme auch fir
Chancengleichheit in der Bildung und gute be-
rufliche Perspektiven fur junge Erwachsene zu
sorgen. ,Die politische Bildung in den Schulen
muss gestarkt werden — mit wirkungsvollen
Unterrichtskonzepten, finanzieller Ausstattung,
geschultem Personal und entsprechenden zeit-
lichen Freiraumen im Unterricht. Schneller geht
es, wenn wir den Jugendlichen mehr Teilhabe
an politischen Prozessen und Entscheidungen
geben. Am besten funktioniert das Uber das
Wahlrecht ab 16“, forderte Herrmann.

Hintergrund

Beim Ideencampus ,Extrem menschlich® der
dbb jugend steht die Frage der Extremismus-
bekampfung im Mittelpunkt. Uber wirkungs-
volle Praventionsmafinahmen diskutieren
junge Beschéftigte aus allen Bereichen des 6f-
fentlichen Dienstes gemeinsam mit Expertin-
nen und Experten der Extremismusforschung,
Bundestagsabgeordneten sowie Vertreterinnen
und Vertretern parteipolitischer Jugendorgani-
sationen im dbb forum berlin.

Aus Bundeslédndern und Mitgliedsgewerkschaften

Tharingen

Amtsangemessene Alimentation: Nachbesserung am Gesetz gefordert

Auf der 60. Sitzung des Thiiringer Landtages vom 20. bis 22. Oktober 2021 steht ein neues Be-
soldungsgesetz auf der Tagesordnung. Der tbb hatte den Gesetzentwurf zuletzt immer wieder
scharf kritisiert, weil damit keine verfassungsgemife amtsangemessene Alimentation erreicht

werde.

Am 19. Oktober hat der tbb die Landesregie-
rung nun erneut aufgefordert, einen verfas-
sungsgemalen Besoldungsgesetzentwurf in
den Thiringer Landtag einzubringen oder den
bisherigen deutlich nachzubessern. Der tbb
Landeshauptvorstand, nach dem alle fiinf
Jahre stattfindenden Gewerkschaftstag das
héchste Beschlussgremium des dbb Landes-
bundes, verabschiedete eine entsprechende
Resolution.

Der Vorsitzende des tbb Frank Schénborn be-
kraftigte die Sichtweise des tbb: Konkret habe
es das Land seit 2008 versaumt, seiner ge-
setzlichen Verpflichtung nachzukommen und

eine Besoldung zu gewahren, die in allen Fal-
len zumindest einen ausreichenden Abstand
zur Grundsicherung ausweist. Der Verstol} sei
auch nicht geringfiigig, sondern verletzt den
Abstand zur Grundsicherung in der Spitze um
rund 20 Prozent. Mehr als ein Drittel aller Be-
soldungsgruppen seien betroffen.

Seit 2015 sei zudem das Abstandsgebot der
Besoldungsgruppen des mittleren Dienstes ,
des gehobenen Dienstes sowie des hoheren
Dienstes zur untersten Besoldungsgruppe (bis
2015 der einfache Dienst) deutlich verletzt. Zu-
dem bestehe in Thiringen eine deutliche Ab-
weichung der Besoldungsentwicklung von der
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Entwicklung des Nominallohnindex als ein wei-
teres Indiz fur eine evidente Missachtung des
Alimentationsgebotes. Im Ergebnis zeige sich,
dass fiir alle Besoldungsgruppen in allen Zeit-
raumen seit 2008 der Wert, den das BVerfG
als Grenze definiert, deutlich Gberschritten
wird.

Der aktuell von der Landesregierung vorlie-

gende Gesetzentwurf sehe — soweit die in ihm
gefassten Regelungen Uberhaupt verfassungs-

Berlin

gemalf sind — nur eine wenn Uberhaupt be-
tragsmalig bei einer vierkdpfigen Beamtenfa-
milie ,gerade so“ nicht evident unzureichende
Alimentation vor. Bislang sei die Landesregie-
rung zudem nicht bereit, die selbst erkannte
Notwendigkeit einer Evaluation des Besol-
dungsgesetzes im Gesetzentwurf schriftlich zu
fixieren. Damit wirden sowohl das Rechts-
staatsprinzip als auch das dem Staat als
Dienstherr treffende Fursorgeprinzip in ekla-
tanter Weise ignoriert.

Anhebung der Altersgrenzen fir Beamtinnen und Beamten geplant

Bei den Koalitionsverhandlungen zwischen SPD, Griinen und Linken in Berlin steht eine Anhe-
bung der Altersgrenzen fiir Beamtinnen und Beamten auf der Agenda. Da berichtete die ,,B.Z.“
am 20. Oktober 2021. Der dbb berlin lehnt die Plédne ab.

Der alarmierende Personalnotstand in Berlin
sei dadurch nicht zu beheben. Im Gegenteil er-
wartet man beim dbb berlin eher eine weitere
Abwanderungswelle. Daher missten ,die Geh-
alter endlich an das Niveau der beim Bund ar-
beitenden Kolleginnen und Kollegen ange-
passt‘ und ,alle Berliner Lehrer/innen — wie in

Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS)

der ubrigen Republik — verbeamtet werden®,
forderte dbb Landeschef Frank Becker. Auler-
dem missten grundsatzlich endlich ,verfas-
sungsrechtliche Vorgaben bei der Bezahlung*
beachtet werden.

Sondierungen: Positive Bewertung fiir sozialpolitische Eckpunkte

Der GdS Bundesvorsitzende und dbb Vize Maik Wagner bewertet die ersten sozialpolitischen
Festlegungen im Sondierungspapier von SPD, Griinen und FDP iiberwiegend positiv.

L#Als GdS begruflen wir ausdricklich das Be-
kenntnis zur gesetzlichen Rente als wichtigste
Saule der Alterssicherung. Die Absagen an
Rentenkirzungen und eine langere Lebensar-
beitszeit sind elementar, um das Vertrauen der
Menschen in die gesetzliche Rente langfristig
sicherzustellen®, sagte Wagner am 18. Oktober
2021, mahnte aber auch: ,Die geplante Aktien-
rente bietet angesichts der andauernden Nied-
rigzinsphase sicherlich gewisse Moglichkeiten,
Beitragsgelder gewinnbringend zum Wohle der
Versicherten anzulegen. Hier gilt es aber, mit
groRter Sorgfalt vorzugehen und Chancen und
Risiken gewissenhaft abzuwagen. Spekulatio-
nen mit Beitragsgeldern darf es nicht geben!”

Die konkrete Festlegung der drei mdglichen
Koalitionspartner, dass die gesetzliche und die

private Kranken- und Pflegeversicherung er-
halten bleiben sollen, trifft ebenfalls auf Zustim-
mung. Wagner: ,Die GdS tritt seit jeher fur die
Beibehaltung des gegliederten Krankenversi-
cherungssystems ein. Entsprechend beflrwor-
ten wir es, dass SPD, Griine und FDP die Ein-
heitsversicherung bereits vor der Aufnahme
von Koalitionsgesprachen ausschlieen und
am bewahrten Nebeneinander von gesetzli-
cher und privater Krankenversicherung festhal-
ten wollen. In der gesetzlichen Kranken- und
Pflegeversicherung stehen wir allerdings vor
gewaltigen finanziellen Herausforderungen,
denen sich eine neue Bundesregierung stellen
muss. In den Koalitionsverhandlungen erwar-
ten wir als GdS, dass ein Plan erarbeitet wird,
wie wir die gesetzliche Krankenversicherung —
und die gesamte Sozialversicherung — finanzi-
ell fit in die nachsten Jahre fuhren.*
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Namen und Nachrichten

Der dbb (verhandelt fir seine Fachgewerk-
schaft komba) und ver.di haben vereinbart, die
Tarifverhandlungen zu einem Haustarifvertrag
fur die ServiceDO gGmbH gemeinsam fortzu-
setzen. In einem Gesprach am 19. Oktober
2021 zwischen dbb, ver.di und der ServiceDO-
Geschaftsfihrung wurde dartber hinaus das
weitere Verfahren festgelegt. Aufgrund des an-
stehenden Wechsels in der Geschéftsfihrung

sollen die Tarifverhandlungen demnach im Ja-
nuar 2022 fortgesetzt werden. Der dbb halt
weiterhin an der Forderung fest, das Gehaltsni-
veau der Beschaftigten der ServiceDO gGmbH
langfristig an den Tarifvertrag fir den offentli-
chen Dienst (TV6D) anzupassen. Um dieses
Ziel zu erreichen, sollen die gewerkschaftli-
chen Krafte im Sinne der Beschaftigten gebln-
delt werden.

Termine:

1. und 2. November 2021
Einkommensrunde 2021: 2. Verhandlungsrunde
Mehr Informationen unter
www.dbb.de/einkommensrunde

27. und 28. November 2021
Einkommensrunde 2021: 2. Verhandlungsrunde
Mehr Informationen unter
www.dbb.de/einkommensrunde



http://www.dbb.de/einkommensrunde
http://www.dbb.de/einkommensrunde

	Nr. 37                                                                            21. Oktober 2021
	Inhalt
	Landesdienst: Polizei und Verwaltung protestieren
	Hessen: Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst
	Entschlossen gegen staatsfeindliche Tendenzen vorgehen
	Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften
	Amtsangemessene Alimentation: Nachbesserung am  Gesetz gefordert
	Anhebung der Altersgrenzen für Beamtinnen und  Beamten geplant
	Sondierungen: Positive Bewertung für sozialpolitische Eckpunkte
	Namen und Nachrichten
	Landesdienst: Polizei und Verwaltung protestieren
	Hessen: Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst
	Entschlossen gegen staatsfeindliche Tendenzen vorgehen
	Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften
	Amtsangemessene Alimentation: Nachbesserung am Gesetz gefordert
	Anhebung der Altersgrenzen für Beamtinnen und Beamten geplant
	Sondierungen: Positive Bewertung für sozialpolitische Eckpunkte
	Namen und Nachrichten


